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Vorwort
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besonderer Dank.
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Passau, im Januar 2024 Leon Frese
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Einführung

ImWhistleblowing richtet sich der Fokusmeist auf einenHinweisgeber, der einen
Missstand anprangert, sodass sich daraufhin die Frage stellt, wie dieser möglichst
umfangreich geschützt werden kann. Dabei kann es regelmäßig auch zur Beein-
trächtigung von Dritten – insbesondere anderen Beschäftigten – kommen, die mittel-
oder unmittelbar von einer Meldung betroffen sind. Anschaulich fällt so z.B. die
Gawlik-Entscheidung1 ins Auge, in der ein Chefarzt wegen des Verdachts aktiver
Sterbehilfe von einem anderen Arzt angezeigt wurde. Es stellte sich heraus, dass die
Vorwürfe unzutreffend waren. Dies gibt Anlass, die Folgen, die eine Meldung für
einen Beschuldigten hat, und auch die Frage, wie dieser zu schützen ist, in den Blick
zu nehmen. Der vorliegendenUntersuchung liegt daher das Spannungsverhältnis von
Hinweisgeber- und Betroffenenschutz zugrunde und der Fokus richtet sich auf die
Rechtsstellung jener Arbeitnehmer, die in einer Meldung mit einem Vorwurf kon-
frontiert werden. Da der Schutz des Hinweisgebers häufig zur Folge hat, dass be-
troffene Arbeitnehmer nicht gegen diesen vorgehen können, ist Ausgangspunkt der
Überlegungen, welche Hürden Whistleblower überwinden müssen, um vor zivil-
rechtlichen Nachteilen und Repressalien geschützt zu werden.

Am 23.10.2019 wurde die Richtlinie EU 2019/19372 erlassen, die von den
Mitgliedstaaten bis zum 17.12.2021 in nationales Recht umzusetzen war. Die
Bundesrepublik ist dem nicht nachgekommen, da die große Koalition in der Res-
sortabstimmung über einen ersten Entwurf am 11.12.2020 keine Einigung erzielen
konnte, was die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens durch die Euro-
päische Kommission zur Folge hatte.3Auch der Gesetzentwurf der Ampel-Koalition
erzielte am 10.02.2023 zunächst keine Mehrheit im Bundesrat.4 Nach der Anrufung
des Vermittlungsausschusses hat das Plenum des Bundestages am 11.05.2023 dem
Kompromiss zum Hinweisgeberschutzgesetz5 zugestimmt, das am 31.05.2023
schließlich verkündet wurde und zum 02.07.2023 in Kraft getreten ist.6

1 EGMR 16.02.2021 – 23922/19, NZA 2021, 851 (Gawlik/Liechtenstein).
2 Richtlinie 2019/1937/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2019

zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (im Folgenden „Hin-
Sch-RL“), ABl. 2019 L 305, 17, geändert durch die VO (EU) 2020/1503, ABl. 2020 L 347, 1.

3 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/inf_22_601, zuletzt aufgerufen am
24.01.2024.

4 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw50-de-hinweisgeber-926806, zu-
letzt aufgerufen am 24.01.2024; zu den Neuerungen gegenüber dem ersten Entwurf s.
Gerdemann, ZRP 2022, 98 ff.

5 BT-Drs. 20/6700.
6 BGBl. 2023 I Nr. 140 v. 02.06.2023.
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Ziel des Gesetzes ist es, den bislang lückenhaften und unzureichenden Schutz
hinweisgebender Personen7 auszubauen und wirksam und nachhaltig zu verbessern,
indem vor allem die Grundsätze der bisherigen Rechtsprechung kodifiziert werden.
Mit dessen Inkrafttreten hat der Gesetzgeber erstmalig ein umfangreiches Regelwerk
zum Whistleblowing geschaffen, an dem sich in Zukunft der Großteil der Hin-
weisgeber-Konstellationen wird messen lassen müssen. Ist der Anwendungsbereich
des Gesetzes nicht eröffnet, verbleibt es bei den Grundsätzen der bisherigen
Rechtsprechung. Das HinSchG unterteilt Mitteilungen in Meldungen einer- und
Offenlegungen andererseits, an die unterschiedliche Voraussetzungen gestellt wer-
den. Die Einordnung einer Strafanzeige ist in dieser Hinsicht – auch aufgrund der
hohen Praxisrelevanz – von besonderem Interesse.

Welche Unterschiede zur bisherigen Rechtsprechung bestehen, ob das Gesetz
Bezug zu beschuldigten Beschäftigten nimmt und ob es sich auf das Verhältnis von
Hinweisgeber zum betroffenen Arbeitnehmer auswirkt sowie die Frage, welche
Möglichkeiten letzterem offenstehen, wenn er Gegenstand einer Meldung wird, soll
im Folgenden beleuchtet werden. Maßgeblich wird in vielerlei Hinsicht sein, ob ein
Hinweisgeber die Schutzvoraussetzungen des HinSchG bzw. der Rechtsprechung
erfüllt.

Ist eine betroffene Person der Auffassung, unrechtmäßig Ziel von Anschuldi-
gungen geworden zu sein und will sich etwa in Form der Geltendmachung eines
Schadensersatzanspruchs gegen den Hinweisgeber wehren, muss er in jedem Fall
wissen, wer zu seinen Lasten eine Meldung gemacht hat, was die Geltendmachung
eines Auskunftsanspruchs erforderlich macht. Dabei stellt sich die Frage, wer da-
tenschutzrechtlich verantwortlich ist, wenn ein Hinweisgeber für eine Meldung
interne Meldekanäle nutzt. In Betracht kommt dabei entweder die interne Melde-
stelle oder aber der Arbeitgeber. Von der Verantwortlichkeit hängt ab, wer passiv-
legitimiert ist und gegen wen ein betroffener Arbeitnehmer sein Auskunftsverlangen
richten muss.

So oder so sieht sich der datenschutzrechtlich Verantwortliche einem Dilemma
ausgesetzt. Das Interesse des Hinweisgebers daran, dass ohne sein Einverständnis
dessen Identität nicht offengelegtwird, konkurriertmit dem Interesse des betroffenen
Beschäftigten, die Herkunft der mutmaßlichen Falschinformationen herauszufinden
und den Hinweisgeber als Quelle zu identifizieren. Wird keine Auskunft über die
Identität des Hinweisgebers erteilt, stellt dies möglicherweise einen Verstoß gegen
Art. 15 DS-GVO dar und der Verantwortliche macht sich dem betroffenen Be-
schäftigten gegenüber nach Art. 82 DS-GVO schadensersatzpflichtig. Ein Verstoß
gegenArt. 15DS-GVOkommt dabei nur dann in Betracht, wenn dieser überhaupt im
Arbeitsverhältnis anwendbar ist und nicht durch das Einsichtsrecht in die Perso-
nalakte nach § 83 Abs. 1 BetrVG verdrängt wird. Gibt der Verantwortliche die
Identität des Hinweisgebers preis, obwohl die Voraussetzungen dafür nicht vorge-
legen haben, könnte er sich ebenfalls nach Art. 82 DS-GVO – nun gegenüber dem

7 Im Folgenden: Hinweisgeber.
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Hinweisgeber – schadensersatzpflichtig machen. Zugleich könnte in der unbe-
rechtigten Auskunftserteilung ein Verstoß gegen das Vertraulichkeitsgebot des § 8
HinSchG liegen, der ein Bußgeld nach § 40 Abs. 3 bzw. 4 HinSchG zur Folge haben
könnte.
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